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lm Rahmen der Anhörung nach S 55 c NGO gibt der Stadtbezirksrai iolgende Stellungnahme
ab:

"Der Stadtbezirksrat begrüßt grundsätzJich das lnvestitionsvorhaben der Votksbank am
Postareal. Das Gebiet um den Hauptbahnhof beda.f einer deutlichen Aufi,vertung und
Weiterentwicklung. Der Stadtbezirksrat beglüßt insbesondere:

1 . Die Enh^/icklung eines Einzelhandelsstandortes an dieser Stelle, der auch Auigaben der
Nahversorgung, insbesondere des täglichen Bedarfs für den Stadtbezirksrat mit übernimmt.
Die Nahve.sorgungsbetriebe an der Leonhardstraße und ;m Atrium-Center haben bereits
vor Jahren geschlossen

2. Die städtebauliche Aufiüertung des Bahnhofsumfeldes.

3. Die Schaffung von Parkplätzen, die auch für Besucher der Stadthatte zugänglich sein sollten

4. Die Ansiedlung der ARGE/des Jobcenters an diesem Ort

Der Stadtbezirksrat empiiehlt

1. ein Festhalten am Zentrenkonzept Einzelhandel

2. die Parkplätze für Stadthallenbesucher zugänglich zu machen

3. zur Stärkung des Kongressstandortes die Option der Schaffung von Räumlichkeiten
(Stichwort Kongresssäle, Kongress-Hotel) zu prüfen

4. dass der Stadt insofern ein Vorkaufsrecht eingeräumt wird

5. Maßnahmen zur Aufi/r'ertung des weiieren Bahnhofsumfeldes zu ergreifen

6. die Sicherstellung der Barrierefreiheit für das gesamte Bauvorhaben unter der Beteiligung
des Behindertenbeirates

7. Der Erhalt eines angemessenen Erscheinungsbildes der Gedenkstätte KZ-Außenlager
Schillstraße einschließlich des Schriftzuges am alten Postgebäude müssen sichergestellt
werden"

Die Verwaltung hält den bisherjgen Beschlussvorschlag für ausreichend und empfiehlt die o. g.
Punkte jm wejteren Verfahren zu prüfen.

Dr. Hoffmann


